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U n t e r r i c h t u n g s v o r l a g e
 
 Sitzungstermin TOP Status  

Ausschuss für Bauen und 
Stadtentwicklung Oppenheim 

02.06.2026 10.4 Öff. zur Kenntnis 

Stadtrat Oppenheim 24.06.2026 12.4 Öff. zur Kenntnis 

 
    

 
Oppenheim; Anhörung der Stadt gemäß § 23 Absatz 5 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
i. V. mit § 14 Abs. 5 Satz 1 BauNVO;  
Hier: Konrad-Adenauer-Straße; Flur 8, Flurstück 106/6 
Frist: 15.06.2026 
Errichtung eines Gartenhauses auf der nicht überbaubaren Fläche 
 
Unterrichtungsvorlage: 
 
Bei dem Bauantrag handelt es sich um eine Errichtung eines Nebengebäudes auf der nicht 
überbaubaren Fläche eines durch den Bebauungsplan Krämereck-Nord festgesetzten 
Baufensters eines Grundstückes in der Konrad-Adenauer Straße. 
 
Der Bebauungsplan Krämereck-Nord hat keine Regelung bezüglich Nebengebäuden 
innerhalb oder außerhalb des Baufensters. 
 
§ 23 Abs. 5 BauNVO regelt die Bebauung außerhalb der Baugrenzen. Wenn der 
Bebauungsplan nichts anderes bestimmt, dürfen auf den nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen Nebenanlagen (gemäß § 14 BauNVO, z. B. Garagen, Schuppen) sowie 
nach Landesrecht zulässige bauliche Anlagen in Abstandsflächen errichtet werden. 
 
Nach Absatz 5 Satz 1 des § 14 BauNVO können auf den nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO zugelassen werden.  
 
Ob im Einzelfall eine von Absatz 5 Satz 1 erfasste Nebenanlage auf den nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen zugelassen werden kann, steht im pflichtgemäßen Ermessen der 
Baugenehmigungsbehörde.  
Dies gilt auch dann, wenn die betreffende bauliche Anlage bauordnungsrechtlich nicht nur 
ausnahmsweise, sondern allgemein zulässig ist.  
 
Bei der Prüfung, ob die Anlage auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen 
werden kann, sind insbesondere die Vorschriften des § 19 Abs. 4 zu berücksichtigen. 
§ 19 Abs. 4 BauNVO regelt die Überschreitung der zulässigen Grundfläche (GRZ) durch 
Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche. 
Sie erlaubt eine Überschreitung um bis zu 50 % (bzw. bis zu einer maximalen GRZ von 0,8), 
sofern der Bebauungsplan nichts anderes regelt. 
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Diese Regelung dient dazu, trotz versiegelter Flächen für Autos und Nebenanlagen eine 
flexiblere Bebauung auf dem Grundstück zu ermöglichen, ohne die maximale 
Flächenversiegelung von 80% zu überschreiten. 
 
Eine Untersagung kann nur ausgesprochen werden, wenn die Stadt beabsichtigt den 
Bebauungsplan zu ändern und bei Antragstellung demzufolge ein Aufstellungsbeschluss 
schon gefasst wurde.  
 
In diesem Fall wurde keine Änderung des Bebauungsplanes durch Beschluss des Stadtrates 
Oppenheim veranlasst.  
 
Daher besteht seitens der Stadt Oppenheim keine Möglichkeit gegen die Errichtung der 
Nebenanlage außerhalb des Baufensters vorzugehen. Die Errichtung des Gartenhauses an 
der geplanten Stelle wird von der Kreisverwaltung Mainz-Bingen genehmigt 
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(Starck)  (Crosland) Stellv.     
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter     

 
 
  
 
 


